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Beschluss 
In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren | 


des Herrn SimonHoyden, > f i Aa 
Antragstellers, 


Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Bernard Korn & Partner Rechtsanwälte 
und Fachanwälte, Stromberger Straße 2, 
55545 Bad Kreuznach, Az.: 0931/2020-JH, 





gegen 
das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch das Ministerium für Arbeit, Gesund- 


heit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen, Fürstenwall 25, | 
40219 Düsseldorf, | 


Antragsgegner, 





Prozessbevollmächtigte 


wegen Coronaschutzverordnung - Outdoor-Sportangebote für kontaktloses Trai- 
ning in Kleingruppen 
hier: Antrag auf Erlass einer normbezogenen einstweiligen Anordnung 





hat der 13. Senat des 


OBERVERWALTUNGSGERICHTS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 


am 25, November 2020 
durch 


den Vorsitzenden Richter am Oberverwaltungsgericht 
die Richterin am Oberverwaltungsgericht 
die Richterin am Oberverwaltungsgericht 


beschlossen: 


Der Antrag wird abgelehnt. 
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Der Antragsteller trägt die Kosten des Verfahrens. 


Der Streitwert wird auf 5.000 Euro festgesetzt. 


Gründe 
Der Antrag des Antragstellers, 


§ 9 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung zum Schutz vor 
Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
(Coronaschutzverordnung - CoronaSchVO) vom | 
30. Oktober 2020 (GV. NRW. S. 1044b), zuletzt ge- | 
ändert durch Verordnung vom 9. November 2020 | 
(GV. NRW. S.1046a) bis zu einer Entscheidung 
über seinen Normenkontrollantrag 13 D 252/20.NE 
außer Vollzug zu setzen, soweit die Regelung den 
Betrieb eines Outdoor-Sportangebots für kontaktlo- 
ses Training in Kleingruppen mit bis zu 12 Teilneh- 
menden (plus Trainer*in) untersagt, 








x hat keinen Erfolg. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist ungeach- 
tet der Frage einer Antragsbefugnis des Antragstellers, der nach seinen Angaben auf 
öffentlichen Flächen (etwa in Industriegebieten) Kleingruppen trainiert, jedenfalis un- 
begründet. 


Die von dem Antragsteller begehrte einstweilige Anordnung ist nicht zur Abwehr 
schwerer Nachteile oder aus anderen wichtigen Gründen dringend geboten (8 47 
Abs. 6 VwGO). Zur Begründung nimmt der Senat zunächst Bezug auf seine Ausfüh- 
rungen im Beschluss vom 13. November 2020 -13 B 1686/20.NE -, juris. 


Dort heißt es (juris, Rn. 16 ff.): 


„= Ist der Erlass einer einstweiligen Anordnung nicht dringend geboten, weil der 
Senat bei der im einstweiligen Rechtsschutzverfahren nur möglichen summarischen 
Prüfung von offenen Erfolgsaussichten eines noch zu stellenden Normenkontrollan- 
trags ausgeht (l.), die deswegen anzustellende Folgenabwägung aber zu Lasten des 
Antragstellers ausfällt (Il.). 


1. 1. Bei summarischer Prüfung erweist sich nicht als offensichtlich, dass § 32 Satz 1 
i. V. m. § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG als hinreichende, dem Parlamentsvorbehalt genü- 
gende Ermächtigungsgrundlage für die derzeit erneut (in § 9 Abs. 1 CoronaSchVO) 
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geregelten Verbote aufgrund der sich mit zunehmender Häufung intensivierenden 
Grundrechtseingriffe von vornherein nicht mehr in Betracht kommt. Zwar gewinnen 
die in der Rechtsprechung des erkennenden Senats bereits angesprochenen, zu Be- 
ginn der Pandemielage jedoch verworfenen verfassungsrechtlichen Bedenken gegen 
die Generalklausel des $ 28 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 IfSG als Grundlage für allge- 
meine flächendeckende Verbote, 


siehe insoweit grundlegend Beschluss vom 6. April 2020 - 13 B 398/20.NE -, 
juris, Rn. 37 ff.; vgl. ferner etwa Beschluss vom 23. Juni 2020 - 13 B 
695/20.NE -, juris, Rn. 43 ff., m. w. N., 


mit Fortdauer der Pandemielage und Wiederholung der angeordneten Verbote zu- 
nehmend Gewicht. Insoweit spricht einiges dafür, dass der Gesetzgeber auf Dauer 
besonders grundrechtsintensive flächendeckende Maßnahmen selbst tatbestandlich 
und auf Rechtsfolgenseite konkretisieren treffen muss. 


Vgl. dazu nunmehr den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD, Entwurf eines Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer 
epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 3. November 2020, BT-Drs. 
19/23944, der in einem neuen § 28a IfSG für die Dauer der Feststellung einer 
epidemischen Lage von nationaler Tragweite insbesondere Kontaktbeschrän- 
kungen ausdrücklich vorsieht. 


Allerdings ist in der Rechtsprechung auch anerkannt, dass es im Rahmen unvorher- 
gesehener Entwicklungen aus übergeordneten Gründen des Gemeinwohls geboten 
sein kann, nicht hinnehmbare gravierende Regelungslücken für einen Übergangs- 
zeitraum insbesondere auf der Grundlage von Generaiklauseln zu schließen, um so 
auf schwerwiegende Gefahrensituationen auch mit im Grunde genommen näher re- 
gelungsbedürftigen Maßnahmen vorläufig reagieren zu können. 


Siehe dazu nochmals OVG NRW, Beschluss vom 6. April 2020 - 13 B 
398/20.NE -, juris, Rn. 59 ff., m. w. N. 


Dass ein solcher Übergangszeitraum - die grundsätzliche Notwendigkeit einer nähe- 
ren (anvisierten) Regelung durch den parlamentarischen Gesetzgeber unterstellt - 
bereits abgelaufen ist, kann im Verfahren der einstweiligen Anordnung nicht als of- 
fensichtlich angenommen werden, sondern bedarf eingehender Prüfung in einem 
Hauptsacheverfahren. 


2. Die angegriffene Regelung in § 9 Abs. 1 CoronaSchVO erweist sich im Übrigen als 
voraussichtlich rechtmäßig. Der mit der streitigen Maßnahme verbundene Eingriff in 
die durch Art. 2 Abs. 1 GG geschützte allgemeine Handlungsfreiheit genügt bei 
summarischer Bewertung dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (a) und begründet 
auch keinen Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG (b). 


a) Das Verbot für den Freizeit- und Amateursportbetrieb mit Ausnahme des Individu- 
alsports dient dem legitimen Zweck, die Weiterverbreitung des SARS-CoV-2-Virus 
einzudämmen. Der Verordnungsgeber darf davon ausgehen, dass die Corona- 
Pandemie angesichts der in jüngster Zeit erfolgten rapiden und flächendeckenden 
Zunahme der Zahl der nachweislich infizierten Personen eine ernstzunehmende Ge- 
fahrensituation begründet, die staatliches Einschreiten nicht nur rechtfertigt, sondern 


S. 297 
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mit Blick auf die Schutzpflicht des Staates für Leib und Gesundheit der Bevölkerung 
auch gebietet. | 


Vgl. zu dieser Schutzpflicht BVerfG, Urteil vom 28. Januar 1992 - 1 BvR 
1025/82 u.a. -, juris, Rn. 69, m. w. N. 


Die gegenwärtige Situation ist durch ein exponentielles Ansteigen der Infektionszah- 
len gekennzeichnet. Die 7-Tage-Inzidenz liegt mit Stand vom 12. November 2020 für 
ganz Deutschland bei einem Wert von 139 und für Nordrhein-Westfalen nochmals 
deutlich darüber bei einem Wert von 165. Die berichteten R-Werte liegen derzeit bei | 
0,79 (4 Tage-R-Wert) und 0,93 (7-Tage-R-Wert). Gleichzeitig steigt mit der Zahl der 
Neuinfizierungen die Zahl der Corona-Patienten auch in den nordrhein-westfälischen 
Krankenhäusern stark an. Die Zahl der intensivmedizinisch behandelten COVID-19- 
Fälle hat sich bundesweit in den vergangenen vier Wochen von 618 Patienten am 
13. Oktober 2020 auf 3.186 Patienten am 12. November 2020 mehr als verfünffacht. 
Dies lässt sich auch nicht mehr durch wenige einzelne Ursachen erklären. Vielmehr 
stelit sich das aktuelle Infektionsgeschehen sehr diffus dar. 





Vgl. Robert Koch-Institut, Täglicher Lagebericht zur Coronavirus-Krankheit- 
2019 (Covid-19), Stand: 12. November 2020, abrufbar unter: 
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberi 
chte/Nov_2020/2020-1 1-12-de.pdf?__blob=publicationFile. | 





< Die Krankenhäuser rechnen vor dem Hintergrund dieser Entwicklung schon bald mit 
einer Rekordzahl an Intensiv-Patienten. Nicht nur die Anzahl der zur Verfügung ste- 
henden Intensivbetten (auch für nicht COVID-19-Patienten), sondern vor allem auch 
der Personal- bzw. Fachkräftemangel bereitet erhebliche Sorgen. 


covid-19-patienten-intensivbetten-alarm-aerzte-90080033.html, Stand: 29. Ok- 
tober 2020; vgl. zur Entwicklung der Fallzahlen Tagesreport DIVI Intensivre- 
gister  https://www.divi.de/joomlatools-files/docman-files/divi-intensivregister- 


| 
Vgl. https: //www.ruhr24.de/nrw/corona-nrw-intensivstationen-krankenhaus- 
| 
tagesreports/DIVI-Intensivregister_Tagesreport_2020_11_05.pdf. | 


Angesichts dessen sieht der Verordnungsgeber zu Recht einen dringenden Hand- 
lungsbedarf. Ziel seiner Maßnahmen ist es, in dieser Situation durch eine allgemeine 
Reduzierung von Kontakten vor allem im Privaten und im Freizeit- und Unterhal- 
tungsbereich bei gleichzeitiger Offenhaltung von Schulen und Kitas und weitgehen- 
der Schonung der Wirtschaft im Übrigen den exponentiellen Anstieg des Infektions- 
geschehens bis auf eine wieder nachverfolgbare Größe von 50 Neuinfektionen pro 
100.000 Einwohner pro Woche zu senken, um eine Überforderung des Gesundheits- 
systems zu vermeiden. 


Vgl. dazu den Beschluss der Videokonferenz der Bundeskanzlerin mit den 
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder am 28. Oktober 2020; 
abrufbar unter:https://www.bundesregierung.de/breg- 
de/aktuelles/videokonferenz-der-bundeskanzlerin-mit-den- 
regierungschefinnen-und-regierungschefs-der-laender-am-28-oktober-2020- 
1805248, den der Antragsgegner seinem Verordnungserlass zugrunde gelegt 
hat. 
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Zur Erreichung dieses Ziels dürfte die angefochtene MaRnahmen geeignet (aa), er- 
forderlich (bb) und angemessen sein (cc). Ebenso wie für die Eignung einer Maß- 
nahme kommt dem Gesetz- bzw. im Rahmen der Ermächtigung dem Verordnungs- 
geber für ihre Erforderlichkeit ein Beurteilungs- und Prognosespielraum zu. | 


Vgl. BVerfG, Kammerbeschluss vom 29. September 2010 - 1 BvR 1789/10 -, 
juris, Rn. 21; BVerwG, Urteil vom 16. Dezember 2016 - 8 C 6.15 -, juris, Rn. 
49. 


Diesen hat der Verordnungsgeber nicht erkennbar überschritten. | 


aa) Dass Maßnahmen zur Verringerung von Kontakten im Privaten und im Freizeit- 
bereich grundsätzlich geeignet sind, Infektionsrisiken zu reduzieren, ist angesichts | 
des Hauptübertragungswegs, der respiratorischen Aufnahme virushaltiger Partikel, | 
die beim Atmen, Husten, Sprechen, Singen oder Niesen entstehen, nicht zweifelhaft. 
Das Verbot von Freizeit- und Amateursport mit Ausnahme des Individualsports trägt | 
zur Kontaktreduzierung bei. Das Ausüben von Freizeit- und Amateursport zusammen 
mit mehreren anderen Personen, die nicht zum eigenen Hausstand gehören, birgt 
auch im Freien ein Infektionsrisiko. Zwar ist das Risiko im Freien geringer als in ge- 
schiossenen Räumlichkeiten. Bei hoher körperlicher Belastung können sich jedoch 
auch im Freien virushaltige Tröpfchen und Aerosole über die Luft verbreiten. Dies ist 
gerade bei Sportarten, in denen es auch zu einem unmittelbaren körperlichen Kon- 
takt der Spieler kommt (z. B. Fußball), zu befürchten. Das Verbot des Freizeit- und 

3 Amateursports mit Ausnahme des Individualsports verhindert eine Übertragung des 
Coronavirus bei solchen Treffen. Auf diese Weise beugt es auch einem Eintrag der 
Infektion in das weitere berufliche und private Umfeld der Sportler vor. 








Unabhängig hiervon ist zudem zu berücksichtigen, dass bereits die Öffnung des | 
Freizeit- und Amateursportbetriebs zwangsläufig zu weiteren Sozialkontakten führt, 
indem Menschen sich, um zu den entsprechenden Trainingsorten zu gelangen, in 
der Öffentlichkeit bewegen und dort etwa in öffentlichen Verkehrsmitteln aufeinander- 
treffen. Nicht zuletzt auch dieser Effekt soll nach dem Willen des Verordnungsgebers 
mit den insgesamt ergriffenen Maßnahmen zur Kontaktbeschränkung aus den oben 
beschriebenen Gründen deutlich reduziert werden. 





bb) Das Verbot dürfte auch erforderlich sein. Dem Verordnungsgeber wird voraus- 
sichtlich nicht vorgehalten werden können, sich nicht für ein anderes, die Handlungs- 
freiheit des Antragstellers weniger beeinträchtigendes Regelungsmodell entschieden 
zu haben. Die von ihm vorgeschlagene Möglichkeit, ein kontaktfreies Training zu er- 
lauben, stellt zwar ein milderes Mittel dar, das jedoch nicht ebenso wirksam ist wie 
das (zeitweise) Verbot. Verbleibende Infektionsrisiken durch das Aufeinandertreffen 
von Menschen bei Aufsuchen, Aufenthalt und Verlassen der Sportstätten werden 
durch diese Maßnahmen jedenfalls nicht verhindert. 

Angesichts der Diffusität des Infektionsgeschehens und des Umstands, dass sich 
Infektionsketten größtenteils nicht mehr zurückverfolgen lassen, 


vgl. Robert Koch-Institut, Täglicher Lagebericht zur Coronavirus-Krankheit- 
2019 (Covid-19), S. 2, Stand: 11. November 2020, abrufbar unter: 
https: //www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberi 
chte/Nov_2020/2020-1 1-1 1-de.pdf?__blob= publicationrile. 


l 

| 
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verfängt schließlich auch der Einwand, ein Verbot sei nicht erforderlich, weil beim 
Freizeit- und Amateursport im Freien kein großes Infektionsrisiko bestehe, nicht. 


cc) Das Verbot dürfte sich auch als angemessen erweisen. Angemessen, d. h. ver- 
hältnismäßig im engeren Sinne, ist eine freiheitseinschränkende Regelung, wenn das 
Maß der Belastung des Einzelnen noch in einem vernünftigen Verhältnis zu den der 
Allgemeinheit erwachsenden Vorteilen steht. Hierbei ist eine Abwägung zwischen 
den Gemeinwohlbelangen, deren Wahrnehmung der Eingriff in Grundrechte dient, 
und den Auswirkungen auf die Rechtsgüter der davon Betroffenen notwendig. Die 
Interessen des Gemeinwohls müssen umso gewichtiger sein, je empfindlicher der 
Einzelne in seiner Freiheit beeinträchtigt wird. Zugleich wird der Gemeinschafts- 
schutz umso dringlicher, je größer die Nachteile und Gefahren sind, die aus gänzlich 
freier Grundrechtsausübung erwachsen können. 


St. Rspr., vgl. etwa BVerfG, Urteil vom 26. Februar 2020 - 2 BvR 2347/15 -, ju- 
ris, Rn. 265, m. w. N. 





Davon ausgehend ist die fragliche Regelung bei vorläufiger Bewertung nicht zu be- 
anstanden, weil die Schwere der damit erneut verbundenen Grundrechtseingriffe 
voraussichtlich noch nicht außer Verhältnis zu dem beabsichtigten Verordnungs- 
zweck steht. Das Verbot von Freizeit- und Amateursport mit Ausnahme des Individu- 
alsports greift in die durch Art. 2 Abs. 1 GG garantierte allgemeine Handlungsfreiheit 
ein. Der Senat verkennt nicht den Wert sportlicher Betätigung für die physische und 

« psychische Gesundheit und gerade auch die Entwicklung von Kindern und Jugendli- 
chen. Das Verbot schließt jedoch nicht jede sportliche Betätigung aus. Individualsport 
im Freien mit einer weiteren Person oder mit Mitgliedern des eigenen Hausstands ist 
weiterhin möglich. Dass hierbei vorübergehend auf andere Sportarten ausgewichen 
werden muss, ist angesichts des mit dem Verbot verfolgten Schutzzwecks hinnehm- 
bar. Kinder und Jugendliche sind darüber hinaus nicht auf Individualsport beschränkt, 
da sie weiterhin am Schulsport teilnehmen können. Vor diesem Hintergrund dürften 
die mit der angefochtenen Regelung verbundenen Grundrechtseingriffe noch in ei- 
nem vernünftigen Verhältnis zu dem mit der Regelung verfolgten Zweck stehen, ganz 
erhebliche Gefahren für Leib und Leben einer Vielzahl von Menschen im Falle einer 
unkontrollierten Infektionsausbreitung zu verhindern. 








b) Ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG dürfte ebenfalls nicht vorliegen. Der allgemei- 
ne Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG gebietet dem Normgeber, wesentlich Glei- 
ches gleich und wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln. 


Vgl. BVerfG, Beschluss vom 7. Februar 2012 - 1 BvL 14/07 -, juris, Rn. 40. 


Er verwehrt dem Normgeber nicht jede Differenzierung. Diese bedürfen jedoch stets 
der Rechtfertigung durch Sachgründe, die dem Differenzierungsziel und dem Aus- 
maß der Ungleichbehandlung angemessen sind. 


Vgl. BVerfG, Beschluss vom 21. Juni 2011 - 1 BvR 2035/07 -, juris, Rn. 64. 


Sachgründe können sich im vorliegenden Regelungszusammenhang aus dem infek- 
tionsrechtlichen Gefahrengrad der Tätigkeit, aber voraussichtlich auch aus ihrer Re- 


26 .11.2020-09:01 . OVG NRY s. 8/37 


sF | 


levanz für das öffentliche Leben (etwa Schulen, Kitas, Bildungseinrichtungen, ÖPNV 
sowie die Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen) ergeben. 


Vgl. Nds. OVG, Beschluss vom 14. Mai 2020 - 13 MN 156/20 -, juris, Rn. 36. 


In Anwendung dieses Maßstabs drängt sich ein Gleichheitsverstoß des Verord- 

nungsgebers nicht auf. Dieser durfte im Rahmen des von ihm verfolgten Regelungs- | 
konzepts voraussiohtlioh das gesellschaftliche Bedürfnis nach bestimmten, weiter 
zulässigen Einrichtungen und Aktivitäten ebenso wie die gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen der in Betracht kommenden Maßnahmen in seine Entscheidung ein- ! 
fließen lassen, weite Teile des öffentlichen Lebens, in denen ebenfalls Menschen 
(zum Teil auch in geschlossenen Räumlichkeiten) zusammentreffen, nicht zu schlie- 
Ren. Soweit der Antragsteller in diesem Zusammenhang darauf verweist, dass ins- 
besondere der Schulsport, der ebenfalls mit Körperkontakten verbunden ist und in | 
den Wintermonaten in geschlossenen Räumlichkeiten stattfindet, weiterhin zulässig | 





ist, dürfte ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG zu verneinen sein. Die Entscheidung 
des Verordnungsgebers, die Schulen im öffentlichen Interesse weiter offen zu halten, 
stellt zum einen einen hinreichend gewichtigen Sachgrund für eine Differenzierung 
dar. Zum anderen ist der Schulsport mit dem Freizeit- und Amateursport insofern | 
nicht vergleichbar, als der Schulsport mit Blick auf den ohnehin stattfindenden Schul- | 
betrieb keine zusätzlichen Sozialkontakte eröffnet. 


Il. Die angesichts der offenen Erfolgsaussichten anzustellende Folgenabwägung 
ergibt, dass die von dem Antragsteller dargelegten Einschränkungen unter Berück- M 
sichtigung der Verhältnismäßigkeit des angefochtenen Verbots hinter den Schutz von | 
Leben und Gesundheit einer Vielzahl von Menschen zurücktreten müssen. Ange- 
sichts des eingangs beschriebenen rasanten Anstiegs der Zahl von Neuinfektionen 
und der vor diesem Hintergrund konkret zu befürchtenden Überlastung der (inten- 
sivJmedizinischen Behandlungskapazitäten fallen die zu erwartenden Folgen einer 
Außervollzugsetzung der angegriffenen Norm schwerer ins Gewicht als die Folgen 
ihres einstweilig weiteren Vollzugs.“ 








An diesen Erwägungen hält der Senat nach nochmaliger Prüfung auch für das vor- 
liegende Verfahren fest. Dabei ist zwar, worauf der Antragsteller zu Recht abhebt, zu 
berücksichtigen, dass das in § 9 Abs. 1 Satz 1 CoronaSchVO geregelte Verbot des 
Freizeit- und Amateursportbetriebs für die kommerziellen Betreiber der dort genann- 
ten Einrichtungen und sonstige gewerbliche Anbieter danach unzulässiger sportlicher 
Betätigungen einen tiefgreifenden Eingriff (vorrangig) in ihre Berufsfreiheit aus Art. 12 
Abs. 1 GG und gegebenenfalls auch das von der Eigentumsgarantie erfasste Recht 
des eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebs (Art. 14 Abs. 1 GG) darstellt. 
Die damit einhergehenden Belastungen für die Betroffenen erscheinen aber auch 
angesichts der angekündigten außerordentlichen Wirtschaftshilfen des Bundes (sog. 
Novemberhilfen) vorübergehend hinnehmbar und stehen im Ergebnis nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Regelung verfolgten Zweck, ganz erhebliche Gefahren für 
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Leib und Leben einer Vielzahl von Menschen im Falle einer unkontrollierten Infekti- 
onsausbreitung zu verhindern. 


Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 6. November 2020 
- 13 B 1657/20.NE -, juris, Rn. 40 ff., zum Verbot des 
Freizeit- und Amateursportbetriebs in Fitnessstudios. 


Das zugrunde gelegt gebietet auch das weitere Antragsvorbringen keine abweichen- 
de Bewertung. Ergänzend wird deshalb lediglich Folgendes ausgeführt: 





1. Dass die Pandemie seit Monaten andauert und die zweite Welle möglicherweise 
vorhersehbar war, rechtfertigt jedenfalis im Verfahren des vorläufigen Rechtsschut- 
zes nicht die abschließende Einschätzung, der Verordnungsgeber habe bei Erlass 
der Verordnung nicht mehr auf die Generalklausel des § 28 IfSG zurückgreifen kön- 
nen, weshalb es an einer ausreichenden Rechtsgrundlage für die angeordnete Un- 
tersagung gefehlt habe. 


2. Der Antragsteller weist zwar zutreffend darauf hin, dass ein positiver PCR-Test als 
solcher noch keine Infektiosität im Einzelfall belegt. 


Siehe dazu etwa 
https://dgn.org/neuronews/journal_club/vorhersage- 
der-infektiositaet-von-sars-cov-2-bei-positiver-pcr/, 
abgerufen am 24. November 2020. 


Dies ändert aber nichts an dem Umstand, dass die Entwicklung der positiven Tes- 
tungen insgesamt sowie die daraus abgeleiteten Inzidenz- und R-Werte und nicht 
zuletzt auch die steigende Zahl der stationär behandelten COVID-19-Patienten, 


vgl. dazu etwa 

https: //www.divi.de/joomlatools-files/docman- 
files/divi-intensivregister-tagesreports/DIVI- 
Intensivregister_Tagesreport_2020_11_23.pdf; 
https!//www.divi.de/aktuelle-meldungen- 
intensivmedizin/nicht-warten-bis-wir-am-limit-sind- 
gemeinsamer-ruf-nach-politischem-schutzschirm- 
fuer-belastete-kliniken; jeweils abgerufen am 24. No- 
vember 2020, 


einen belastbaren Rückschluss auf die Dynamik des Infektionsgeschehens erlauben. 
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Vgl. auch OVG Bin.-Bbg., Beschluss vom 18. Nov- 
ember 2020 - OVG 11 S 104/20 -, Rn. 42; siehe fer- 
ner zu den PCR-Tests Bay. VGH, Beschluss vom 
8. September 2020 - 20 NE 20.2001 -, juris, Rn. 28. 


a Fin VaretnR gagan Art 2 Ahe 1 GA iet erhliaflich nicht daehalh anzıınahman, wail 
der Verordnungsgeber sein Konzept, Kontakte möglichst zu unterbinden, durchbro- 


chen hat, etwa indem er Gastronomiebetrieben das Anbieten und die Abgabe von 
Speisen und Getränken erlaubt, und Menschen zum Training auf denselben Wegen 
gelangen, wie etwa zum Friseur oder in die FuRgängerzonen, um dort einzukaufen. 
Hier handelt es sich schon nicht um vergleichbare Sachverhalte, weil der Verord- 
nungsgeber Einkäufe und Friseurbesuche der Grundversorgung zurechnet und in- 
soweit ein gesellschaftliches Bedürfnis anerkennt. Die Offenhaltung dieser Bereiche 
hält der Verordnungsgeber aus diesem Grunde für dringender geboten als die Er- 
möglichung sportlicher Betätigung, die im Übrigen - wenn auch unter Beschränkun- 
gen - stattfinden kann (etwa Individualsport, Sportunterricht, Rehabilitationssport). 


Die Kostenentscheidung folgt aus $ 154 Abs. 1 VwGO. Die Streitwertfestsetzung be- 
ruht auf den §§ 53 Abs. 2 Nr. 2, 52 Abs. 2 GKG. Da die angegriffene Regelung mit 
Ablauf des 30. November 2020 außer Kraft tritt, zielt der Antrag inhaltlich auf eine 
Vorwegnahme der Hauptsache, sodass eine Reduzierung des Auffangstreitwerts für 
das Eilverfahren nicht veranlasst ist, 


Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO, 8868 Abs. 1 Satz 5, 66 
Abs. 3 Satz 3 GKG). 


„\ Beglaubigt 

& | Urkundsbeamter/in 

der Geschäftsstelle des 
Oberverwaltungsgerichts 

für.das Land Nordrhein-Westfalen 
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